             Europäische Union ( EU )

              ( Rechtsnachfolger der EG ) 

Vertrag über die                 Vertrag über die

Europäische Union            Arbeitsweise der 

( EUV )                                 Europäischen 

                                             Union ( AEUV )

Ziele, Grundsätze,                  Politiken der EU

Organe der EU                        - Binnenmarkt

· Wirtschafts- und
                                                    Währungsunion

· Raum der 

Freiheit, der  Sicherheit und des Rechts usw. 

( AEUV = EGV )   

         U N I O N S R E C H T     
Primärrecht            - Verträge ( EUV, 

                                         AEUV ) als  

                                  geschriebenes P.

                                       - Allgemeine

                                         Rechtsgrundsätze

                                         ( Grundrechte, 

                                           rechtsstaatliche

                                           Grundsätze ) als 

                                       ungeschriebenes P.

Völkerrecht              Völkerrechtliche 

                                       Verträge 

Sekundärrecht         Von EU-Organen 

                                        erlassenes Recht                                                                          

       Die Rechtsakte der Union  

              ( Art. 288 AEUV )

Für die Ausübung der Zuständigkeiten der Union nehmen die Organe Verordnungen, Richtlinien, Beschlüsse, Empfehlungen und Stellungnahmen an.

Die Verordnung hat allgemeine Geltung. Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 

Die Richtlinie ist für jeden Mitgliedstaat, an den sie gerichtet ist, hinsichlich des zu erreichenden Zieles verbindlich, überlässt jedoch den innerstaatlichen Stellen die Wahl der Form und der Mittel. 

Beschlüsse sind in allen ihren Teilen verbindlich. Sind sie an bestimmte Adressaten gerichet, so sind sie nur für diese verbindlich. 

Die Empfehlungen und Stellungnahmen sind nicht verbindlich.       

Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit

Art. 4 EUV :  ( ... )

( 3 ) Nach dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit achten und unterstützen sich die Union und die Mitgliedstaaten gegenseitig bei der Erfüllung der Aufgaben, die sich aus den Verträgen ergeben. 

Die Mitgliedstaaten ergreifen alle geeigneten Maßnahmen allgemeiner oder besonderer Art zur Erfüllung der Verpflichtungen, die sich aus den Verträgen oder den Handlungen der Organe der Union ergeben. 

Die Mitgliedstaaten unterstützen die Union bei der Erfüllung ihrer Aufgaben und unterlassen alle Maßnahmen, die die Verwirklichung der Ziele der Union gefährden könnten.    

Aus Grundsatz der loyalen Zusammen-

arbeit folgende Pflichten der Mitgliedstaaten ableitbar: 

(   Pflicht zum verwaltungsmäßigen     
     Vollzug von Unionsrecht;

(   Pflicht zur richtigen Anwendung 

     von Unionsrecht; 

(   Pflicht zur Beachtung von Unions-

     recht, insb. durch Einräumung des 

     Vorrangs des Unionsrechts und   

     durch Auslegung des nationalen 

     Rechts im Lichte des Unionsrechts;

(   Pflicht, alles zu unterlassen, was die 

     praktische Wirksamkeit des Unions- 

     rechts in Frage stellen könnte;

(   Pflicht zur Zusammenarbeit mit den 

     EU-Organen ( durch Information,

     Konsultation, Notifizierung ).      

UNMITTELBARE ANWENDBARKEIT 

(  EU-Vorschrift ist hinreichend genau 

(  inhaltlich unbedingt   

( und bedarf zu ihrer Erfüllung oder Wirksamkeit keiner Aus- oder Durchführungsvorschriften der Union oder der Mitgliedstaaten. 

--------------------------------------------------------

Art. 45 AEUV 

( 2 ) ( Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer )  umfasst die Abschaffung jeder auf der Staatsangehörigkeit beruhenden unterschiedlichen Behandlung der Arbeitnehmer der Mitgliedstaaten in Bezug auf Beschäftigung, Entlohnung und sonstige Arbeitsbedingungen. 

( 3 ) Sie gibt – ( ... ) – den Arbeitnehmern das Recht, ( ... ) 

c) sich in einem Mitgliedstaat aufzuhalten, um dort nach den für die Arbeitnehmer dieses Staates geltenden Rechtsvorschriften eine Beschäftigung auszuüben.          

     VORRANG DES UNIONSRECHTS 

Unionsrecht                        Deutsches Recht

Art. 45 AEUV                   In das Beamtenverhältnis 

                                        kann nur berufen werden,

                                        wer Deutscher i.S. des 

                                        GG ist.

Arbeitnehmer ist,             Beamter kein AN

wer nach Weisung 

Leistungen erbringt 

mit Vergütung als 

Gegenleistung. 

Diskriminierungs-             Zugang nur für Deutsche

verbot ( Art. 45

Abs. 2 EUV )    

UNMITTELBARE ANWENDBARKEIT

( = WIRKUNG ) VON RICHTLINIEN

Voraussetzungen:  

(  Fehlende oder fehlerhafte Umsetzung 

   der Richtlinie ( RL ) nach Ablauf der 

   Umsetzungsfrist;

(  einzelne Bestimmungen der RL müssen

    inhaltlich unbedingt und hinreichend
    genau sein; 

(  RL muss einen für den Einzelnen 

    günstigen Regelungsinhalt aufweisen,              

    nicht für diesen von Nachteil sein;  

(  Regelung der Rechtsbeziehungen im 

    Verhältnis Staat – Bürger ( vertikale 

    Wirkung ), nicht im Verhältnis Bürger –

    Bürger ( horizontale Wirkung). 

VERTRAGSVERLETZUNGSVERFAHREN 

Art. 258 AEUV

Hat nach Auffassung der Kommission ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen, so gibt sie eine mit Gründen versehene Stellungnahme ab; sie hat dem Staat zuvor Gelegenheit zu Äußerung zu geben.

Kommt der Staat dieser Stellungnahme innerhalb der von der Kommission gesetzten Frist nicht nach, so kann die Kommission den Gerichtshof der Europäischen Union anrufen. 

Art. 260 AEUV 

( 1 ) Stellt der Gerichtshof der EU fest, dass ein Mitgliedstaat gegen eine Verpflichtung aus den Verträgen verstoßen hat, so hat dieser Staat die Maßnahmen zu ergreifen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben.

( 2 ) Hat der betreffende Mitgliedstaat die Maßnahmen, die sich aus dem Urteil des Gerichtshofs ergeben, nach Auffassung der  Kommission nicht getroffen, so kann die Kommission den Gerichtshof anrufen, nachdem sie diesem Staat zuvor Gelegenheit zur Äußerung gegeben hat. Hierbei benennt sie die Höhe des von dem betreffenden Mitgliedstaat zu zahlenden Pauschalbetrages oder Zwangsgelds, die sie den Umständen nach für angemessen hält.

Stellt der Gerichtshof fest, dass der betreffende Mitgliedstaat seinem Urteil nicht nachgekommen ist, so kann er die Zahlung eines Pauschalbetrages oder Zwangsgelds verhängen. 

( ... ) 

1. Zwangsgeld 

Bemessung in Tagessätzen:

Grund-  x  Schwere-    x  Dauer-   x Belastungs-

Betrag      koeffizient       koeff.        Koeffizient

600 €         1- 20                1- 3           pro MS; 

                                                            für D: 25,4 

                                                            für Ö:  4, 84

Tagessätze           minimal             maximal 

Für D:                    15.240 €            914.400 €

Für Ö:                      2.904 €            174.240 €

2.  Pauschalbetrag 

Mindestpauschalbetrag          Höherer 

                                                   Pauschalbetrag

Pro MS; 

für D: 12.700.000                      Tagessatz  x 

                                                    Zahl der Tage 

                                                    ohne Befolgung

                                                    des Urteils 

